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Wichtige Hinweise zu den Rechtsfolgen bei
Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht
nach § 19 Versicherungsvertragsgesetz der
DFV Deutsche Familienversicherung AG
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Um die „Wichtige Hinweise zur Verletzung der vorver-
traglichen Anzeigepflicht“ sprachlich verständlich abzu-
fassen, werden Sie direkt angesprochen. Mit der Anrede 
„Sie“ oder „Ihnen“ ist, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
der Versicherungsnehmer, mit „wir“ oder „uns“ die DFV  
Deutsche Familienversicherung AG gemeint.

Die kursiv und fett geschriebenen Texte fassen die wich-
tigsten Inhalte der nachfolgenden nicht kursiv und nicht 
fett geschriebenen Absätze kurz zusammen und dienen 
nur Ihrem besseren Verständnis.

Die vorvertragliche Anzeigepflicht bedeutet, dass Sie 
sowie die ggfs. zu versichernde Person die bis zum Ab-
schluss Ihres Versicherungsvertrages in Textform gestell-
ten Fragen, z. B. im Rahmen einer Gesundheitsprüfung, 
wahrheitsgemäß und vollständig beantworten müssen, 
ansonsten gefährden Sie Ihren Versicherungsschutz.

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflich-
tet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, 
nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsge- 
mäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Text- 
form nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Verletzten Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht können 
wir vom Versicherungsvertrag zurücktreten.

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können 
wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie 
nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässig- 
keit vorliegen.

Unser Rücktrittsrecht wegen grob fahrlässiger Verletzung 
der Anzeigepflicht ist ausgeschlossen, wenn wir den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

Treten wir vom Versicherungsvertrag zurück, haben Sie 
keinen Versicherungsschutz.

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungs- 
falles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn  

Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angege- 
bene Umstand weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder 
den Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich war. Un- 
sere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzei- 
gepflicht arglistig verletzt haben.

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, wel- 
cher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

Können wir nicht vom Versicherungsvertrag zurücktreten, 
steht uns das Recht zu, den Versicherungsvertrag zu kün- 
digen oder anzupassen.

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die 
vorvertragliche Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig verletzt haben, können wir den Vertrag 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän- 
de, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten. 

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir 
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Ge-
fahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf 
unser Verlangen rückwirkend Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung 
für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mit- 
teilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf 
dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinwei- 
sen.

Unsere Rechte bestehen nicht, wenn wir einen nicht ange- 
zeigten Umstand kannten.

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündi- 
gung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig- 
keit der Anzeige kannten.
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Sie müssen sich das Handeln und Wissen Ihres Stellver- 
treters zurechnen lassen.

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine 
andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeige- 
pflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsände- 
rung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer 
Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als 
auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen.

Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vor- 
sätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur beru- 
fen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.


